629 Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 95 Ausgegeben Danzig, den 28. Dezember 1933 
Inhalt: Verordnung über die Beiſitzer nach dem Geſetz zur Bewahrung der Jugend vor ee u. Sa 85 629 
Verordnung zur Anderung des Fernſprechgebühren⸗Geſetzes vom 9. April 19333. 629 
Verordnung zur Beſchleunigung der Aburteilung von Straftaten. 8. 630 
Verordnung zur Abänderung des Geſetzes betr. die Ermächtigung des Senats zur Verkündung Inter⸗ 
nationaler. Verträge und Ablomm ggg ee RE, mE. S. 631 
Verordnung zur Abänderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetze ess S. 632 
Zweite Verordnung betreffend Verlängerung der Geltungsdauer beſtehender Geſamtvereinbarungen . . S. 633 
278 Verordnung 


über die Beiſitzer nach dem Geſetz zur Bewahrung der Jugend vor Schund⸗ und Schmutzſchriften. 
Vom 18. Dezember 1933. 

Auf Grund des § 1 Ziffer 39 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird das Geſetz zur Bewahrung der Jugend vor 
Schund⸗ und Schmutzſchriften in der Faſſung der Rechtsverordnung vom 11. Auguſt 1933 (G. Bl. 
S. 379) mit Geſetzeskraft wie folgt abgeändert: 

8 1 

Die Ämter der Beiſitzer der Prüfſtelle (SS 4, 7 des genannten Geſetzes) erlöſchen mit der auf 

Grund des § 3 dieſer Verordnung erfolgten Berufung der neuen Beiſitzer. 
8 2 

Die beteiligten Verbände und Organiſationen (8 7 des genannten Geſetzes) haben die Vorſchläge 
für die Berufung der neuen Beiſitzer ohne beſondere Aufforderung binnen zwei Wochen dem Senat 
einzureichen. 

8 3 


Die Beiſitzer werden vom Senat auf die Dauer von 3 Jahren ernannt. Ihr Amt beginnt mit 
dem Tage ihrer Ernennung. 
8 4 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 18. Dezember 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


279 Verordnung 
zur Anderung des Fernſprechgebühren⸗Geſetzes vom 9. April 1933. 
Vom 15. Dezember 1933. 
Auf Grund des $ 1 Ziffer 89 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 
Der § 5, II des Fernſprechgebühren⸗Geſetzes vom 9. April 1927 (G. Bl. S. 179) erhält folgende 
Faſſung: 1 
II. Die Ferngeſprächgebühren ſind die Vergütung für die Geſprächsverbindungen im Fernverkehr. 


(Achter Tag nach- Ablauf des Ausgabetages: 5. 1. 1934) 
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Sie betragen für ein gewöhnliches Geſpräch von nicht mehr als 3 Minuten Dauer bei einer Ent⸗ 


fernung 


von mehr als 5 bis zu 15 km einſc htl. 0,35 G 
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breche auf Eni bis zu 5 Kiloſtteter einschl. weiden wie EENEG behandelt und 


berechnet. 


Artikel II 


Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1934 in Kraft. 
Danzig, den 15. Dezember 1933. 


280 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


Verordnung 
zur Beſchleunigung der Aburteilung von Straftaten. 
Vom 19. Dezember 1933. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 25 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft folgendes verordnet: 


Artikel I 


Die Strafprozeßordnung in der für Danzig geltenden Faſſung wird wie folgt geändert: 

1) Anſtelle des § 212 in der Faſſung der Verordnung vom 18. Januar 1927 (G. Bl. S. 11) 
Art. XXVII, abgeändert durch S 4 der Verordnung vom 18. Dezember 1931 (G. Bl. S. 963) 
und Art. V der Verordnung vom 16. September 1932 (G. Bl. S. 697), treten für das darin 
geregelte Schnellverfahren folgende Vorſchriften: 


8 212 


Vor dem Amtsrichter oder dem Schöffengericht kann in den zu ihrer Zuſtändigkeit gehörenden 
Sachen ohne ſchriftlich erhobene Anklage und ohne Entſcheidung über die Eröffnung des Hauptver⸗ 
fahrens zur Hauptverhandlung geſchritten werden: 


iR 


2. 
3. 


wenn der Beſchuldigte ſich freiwillig ſtellt oder infolge einer vorläufigen Feſtnahme dem 
Gericht vorgeführt wird, 

wenn der Beſchuldigte nur wegen Übertretung verfolgt wird, 

bei ſtrafbaren Handlungen, die an öffentlichen Orten, in Verſammlungen oder durch 
Verbreitung oder Anſchlag von SA Abbildungen oder Daritellungen begangen 
worden find, 


. în den Strafverfahren wegen Beleidigung, in denen die Staatsanwaltſchaft die Verfol⸗ 


gung übernimmt, 


. bei ſtrafbaren Handlungen, gegen diejenigen Strafbeſtimmungen, welche durch die Rechts⸗ 


verordnung betreffend Maßnahmen zur Erhöhung der öffentlichen Sicherheit und Ord- 
nung vom 30. Juni 1933 (G. Bl. S. 287) eingeführt, ergänzt oder abgeändert ſind, 


. bei ſtrafbaren Handlungen gegen die Rechtsverordnung über Waffen vom 30. Juni 


1931 (G. Bl. S. 608), 


. bei ſtrafbaren Handlungen gegen die Verordnungen vom 10. Oktober 1933 betreffend 
den Schutz der Symbole der Freien Stadt Danzig und benachbarter Staaten (G. Bl. 


S. 501) und zur Wahrnehmung des Anſehens nationaler Verbände (G. Bl. S. 502). 


bei ſtrafbaren Handlungen gegen die Verordnung über die Befriedung des Volkstags⸗ 


gebäudes vom 14. Oktober 1920 (St. A. S. 312). | 
§ 212a SC 


Im Schnellverfahren ift der weſentliche Inhalt der Anklage in den Fallen t der freiwilligen 
Stellung oder der Vorführung in das Sitzungsprotokoll, andernfalls in die Ladung des Beſchul⸗ 
digten aufzunehmen. 


63i 

Soweit eine Ladung zur Hauptverhandlung ſtattfindet, beträgt die Ladungsfriſt 3 Tage. 
Sie kann auf 24 Stunden herabgeſetzt werden. 

Der Verteidiger kann, ohne daß jedoch das Verfahren dadurch aufgehalten werden darf, die 
dem Gericht vorliegenden Akten von dem Zeitpunkt an einſehen, in dem die Staatsanwaltſchaft 
bei Gericht den Antrag auf Anberaumung des Termins im Schnellverfahren ſtellt. Von dem⸗ 
ſelben Zeitpunkt an iſt dem verhafteten Beſchuldigten ſchriftlicher oder mündlicher Verkehr mit dem 
Verteidiger ohne die in S 148 Abſ. 2, 3 der Strafprozeßordnung vorgeſehenen Beſchränkungen 
geſtattet. 

Zeigt ſich in dem Schnellverfahren, daß die Sache zur Verhandlung in dieſem Verfahren nicht 
geeignet iſt, ſo kann das Gericht, ſolange noch kein Urteil ergangen iſt, die Sache an die Staats⸗ 
anwaltſchaft zurückzuverweiſen. Geſchieht dies, ſo gilt die öffentliche Klage als nicht erhoben. Der 
Beſchluß iſt nicht anfechtbar. 

2) In $ 112 erhält der Abſatz 2 als Zuſatz folgende Ziffer 4: 
4. wenn gegen den Angeſchuldigten auf Freiheitsſtrafe wegen Verletzung eines zum Schutz 
des öffentlichen Friedens oder zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit erlaſſenen 
Geſetzes erkannt worden iſt. 
3) Der $ 450 erhält folgenden neuen Abſatz 2: 

Die nach $ 112 Ab. 2 Ziffer 4 verhängte Anterſuchungshaft it auf die zu vollſtreckende 

Freiheitsſtrafe anzurechnen, ſoweit ſie zwei Wochen überſchreitet. 


Artikel II 
Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung wird wie folgt geändert: 
1) Der § 27 erhält folgenden neuen Abſatz als Abſatz 1: 
Durch Anordnung des Senats kann für den Bezirk mehrerer Amtsgerichte einem von ihnen 
die Entſcheidung der Strafſachen ganz oder zum Teil zugewieſen werden. 
2) Der bisherige einzige Abſatz des § 27 wird Aſatz 2. 


Artikel III 
Dieſe dl tritt mit dem 1. Januar 1934 in Kraft. 


Danzig, den 18. Dezember 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


281 Verordnung 
zur Abänderung des Geſetzes betr. die Ermächtigung des Senats zur Verkündung 
Internationaler Verträge und Abkommen. 
Vom 18. Dezember 1933. 
Auf Grund des § 1 Ziff. 36, 22, 25, 16 und 89 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der 
Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft ver⸗ 


ordnet: 
Artikel I 


Der Senat wird ermächtigt, internationale Verträge und Abkommen mit Geſetzeskraft im Geſetz⸗ 


blatt zu verkünden. 
Artikel II 


Durch dieſe Verordnung werden die Geſetze vom 21. September 1922 (G. Bl. S. 444) und der 
Artikel I des Geſetzes vom 16. März 1932 (G. Bl. S. 148) aufgehoben. 
Artikel III 
Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 18. Dezember 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
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282 Verordnung 
zur Abänderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 
Vom 18. Dezember 1933. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 22 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz wird wie folgt geändert: 
1. Die SS 62 bis 64 werden durch folgende Vorſchriften erſetzt: 


§ 62 

Den Vorſitz im Plenum führt der Präſident. Den Vorſitz in den Kammern führen die Direk⸗ 
toren. Den Vorſitz in der kleinen Strafkammer ($ 76 Abſ. 2) kann auch ein Mitglied des Land⸗ 
gerichts führen. 

§ 63 

Vor Beginn des Geſchäftsjahres werden auf ſeine Dauer die Geſchäfte unter die Kammern 
derſelben Art verteilt und die Vorſitzenden und die ſtändigen Mitglieder der einzelnen Kammern 
ſowie für den Fall der Verhinderung von Mitgliedern die regelmäßigen Vertreter beſtimmt. Jeder 
Richter kann zum Mitgliede mehrerer Kammern beſtimmt werden. 

Die getroffene Anordnung kann im Laufe der Geſchäftsjahre nur geändert werden, wenn dies 
wegen Überlaſtung einer Kammer oder infolge Wechſels oder dauernder Behinderung einzelner Mit- 
glieder des Gerichts erforderlich wird. 

§ 64 

Die im § 63 bezeichneten Anordnungen werden von dem Präſidium getroffen. 

Die im § 63 Abſ. 2 bezeichneten Anordnungen trifft der Präſident, ſofern eine Entſcheidung 
des Präſidiums nicht rechtzeitig ergehen kann. Die Anordnung iſt dem Präſidium unverzüglich 
vorzulegen. Sie bleibt in Kraft, ſolange das Präſidium nicht anderweitig beſchließt. 


§ 64a 

Das Präſidium beſteht aus dem Präſidenten als Vorſitzenden, den Direktoren und den beiden 
dem Dienſtalter nach, bei gleichem Dienſtalter der Geburt nach älteſten Mitgliedern. 

Das Präſidium entſcheidet nach Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Präſidenten den Ausſchlag. 

Bei der Entſcheidung über die Verteilung des Vorſitzes in den Kammern nehmen, abgeſehen 
von dem Fall des § 62 Satz 3, die beiden Mitglieder des Landger richts nicht teil. 

2. Der 8 66 erhält folgenden Wortlaut: 
§ 66 

Der § 66 Abſ. 1 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes wird wie folgt geändert: 

Bei Behinderung des ordentlichen Vorſitzenden führt den Vorſitz in der Kammer das von 
dem Präſidium vor Beginn des Geſchäftsjahres zum regelmäßigen Vertreter beſtellte Mitglied der 
Kammer; ift ein ſolcher Vertreter nicht beſtellt oder iſt auch er verhindert, fo führt das Mitglied 
der Kammer, das dem Dienſtalter nach oder bei gleichem Dienſtalter der Geburt nach der älteſte 
iſt, den Vorſitz. Zum regelmäßigen Vertreter des Vorſitzenden der kleinen Strafkammer kann 
jedes Mitglied des Gerichts beſtellt werden. 

3. In $ 117 tritt an die Stelle des Abſatzes 1 folgende Faſſung als Abſ. 1: 

Die Beſtimmungen der SS 62 bis 69 finden entſprechende Anwendung. 


Artikel I He 
. Der 8 23 Abf. 1 des Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz erhält olg eden neuen 
aß 3: 

Die Beſtimmungen des § 63 Abſ. 2, § 64 Abſ. 2 und § 65 des Gezichtsnerfaſſumsgeſebes 
finden entſprechende Anwendung. 

Artikel III d 

Die Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1934 in "o i; 

Danzig, den 18. Dezember 1933. ; S S 


Der Senat der on Stadt Danzig 
Dr. Nauſchning Dr. Wiercinski-Keiſer 
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283 Zweite Verordnung 


betreffend Verlängerung der Geltungsdauer beſtehender Geſamtvereinbarungen. 
Vom 16. Dezember 1933. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 72 und des S 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 

Die Geltungsdauer aller Geſamtvereinbarungen (Tarifverträge, Betriebs vereinbarungen), die am 
1. Juli 1933 beſtanden haben, wird bis zum 31. März 1934 verlängert. 

Geſamtvereinbarungen, die nach dem 1. Juli 1933 abgeſchloſſen wurden oder noch abgeſchloſſen 
werden, endigen früheſtens mit Ablauf des 31. März 1934. 

Geſamtvereinbarungen, die am 1. März 1933 in Geltung waren, ſeitdem jedoch abgelaufen ſind 
und nicht erneuert wurden, werden ab 1. Januar 1934 erneut in Kraft geſetzt und endigen früheſtens 
mit Ablauf des 31. März 1934. 

Anberührt von der Vorſchrift der Abſätze 1—3 bleiben Geſamtvereinbarungen, deren Ablauf zu 
einem nach dem 31. März 1934 liegenden Zeitpunkt vorgeſehen iſt. 


S 2 
Für alle beſtehenden oder künftig abzuſchließenden Geſamtvereinbarungen gilt ohne Rückſicht auf 
den Zeitpunkt ihres Ablaufs unter Fortfall etwa entgegenſtehender Beſtimmungen folgende Kündi⸗ 
gungsbeſtimmung: 
Die Geltungsdauer des Tarifvertrages (der Betriebsvereinbarung) verlängert ſich um jeweils ein 
Vierteljahr, falls nicht einen Monat vor Ablauf gekündigt wird. 


8 3 
Die Vorſchrift des $ 1 berührt nicht das Recht der Vertragsparteien, ſich unter Beachtung des 
§ 2 jederzeit über den Neuabſchluß oder über Anderungen von Geſamtvereinbarungen unmittelbar zu 
einigen. 
8 4 
Der Treuhänder der Arbeit (Abſchnitt II der Dritten Verordnung zur Erhaltung und Vermeh⸗ 
rung von Arbeitsgelegenheiten vom 15. Auguſt 1933 (G. Bl. S. 383)) kann beſtehende Geſamtver⸗ 
einbarungen mit einmonatiger Friſt zum Monatsende aufkündigen, wenn die Kündigung zur Auf⸗ 
rechterhaltung des Betriebes oder zur Vermehrung und Erhaltung von Arbeitsgelegenheiten erfor⸗ 
derlich iſt. 
8 5 
Der Senat kann zur Durchführung und Ergänzung dieſer Verordnung Rechtsverordnungen und 
allgemeine Verwaltungsvorſchriften erlaſſen. 
8 6 
Die Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1934 in Kraft. 
Mit dem gleichen Zeitpunkt tritt die Verordnung betr. Verlängerung der Geltungsdauer be⸗ 
ſtehender Geſamtvereinbarungen vom 11. Juli 1933 (G. Bl. S. 321) außer Kraft. 


Danzig, den 16. Dezember 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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